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Mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende hat der Bund 
die Finanzierung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit für die Leis-
tungsempfänger nach dem SGB II übernommen. Die Verteilung der Haus-
haltsmittel auf die 439 Leistungsträger in Arbeitsgemeinschaften und op-
tierenden Kommunen findet über einen Indikator statt, der den Finanzbe-
darf der Träger in Abhängigkeit vom regionalen Anteil der erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen und dem regionalen Problemdruck in den Kreisen berück-
sichtigt. 
Im ersten Teil des Aufsatzes wird der Indikator zur Verteilung der SGB II-
Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik vorgestellt, der für die Verteilung der 
Eingliederungsmittel 2005 und 2006 verwendet wurde. Im zweiten Teil 
werden Möglichkeiten und Probleme für eine Weiterentwicklung des Indi-
kators zur Berücksichtigung von Erfolgs- oder Effizienzkriterien als finan-
ziellem Leistungsanreiz für die Träger diskutiert. Zu erwarten sind Korrela-
tionsprobleme zwischen der bisher verwendeten Grundsicherungsquote als 
Problemdruckindikator und möglichen Erfolgs- und Effizienzindikatoren. 
Daher wird eine Erweiterung der Verteilungsformel um einen relativen Er-
folgs- oder Effizienzindikator vorgeschlagen und entwickelt.  
 
JEL-Klassifikation: R51, R50, R23, R13 
 





Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 
werden von Bund und Kommunen finanziert. Der Bund kommt auf für die 
Leistungen zum Lebensunterhalt, für Leistungen zur Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt und die Verwaltungskosten. Die kommunalen Träger stehen 
ein für Kosten der Unterkunft und weitere soziale Leistungen zur Einglie-
derung durch Betreuung und Beratung1. 
Bei der Zuweisung der Leistungen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
(aktive Leistungen) ist die Zahl der erwerbsfähigen Bezieher von Leistun-
gen zur Grundsicherung zugrunde zulegen. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung andere oder ergänzende Maßstäbe 
für die Verteilung festlegen2. Durch die Eingliederungsmittelverordnung 
wird bestimmt, dass als ergänzender Maßstab die Grundsicherungsquote 
bei der Verteilung zu berücksichtigen ist, die aus dem Quotienten der Zahl 
der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und Zahl der zivilen Erwerbspersonen 
gebildet wird3. 
Die Berücksichtigung der Grundsicherungsquote hat zum Ziel, innerhalb 
eines vorgegebenen Budgets Kreise mit hohem Problemdruck in der Aus-
stattung mit Eingliederungsmitteln pro erwerbsfähigem Hilfebedürftigen 
besser zu stellen als bei niedrigem Problemdruck. Dadurch wird regional 
höheren Schwierigkeiten der Eingliederung durch bessere Finanzausstat-
tung kompensatorisch Rechnung getragen. 
Die Formel für die mit dem Problemdruck gewichtete Verteilung der Ein-
gliederungsmittel wurde 2004 vom Autor für das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit entwickelt4. Auf der Basis von Schätzungen der regi-
onalen Verteilung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe-Haushalten5, die in die 
                                                
1  Leistungen nach § 16 SGB II Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 4, §§ 22 und 23 Abs. 3. Der Bund 
beteiligt sich an den Kosten der Unterkunft im Rahmen des § 46 Abs. 5. 
2  § 46 Abs. 2 SGB II. 
3  Eingliederungsmittel-Verordnung 2006 – EinglMV 2006 vom 21.12.2005 (BGBl. I 
S. 3695). 
4  Rudolph (2004a). 
5  Rudolph (2004b). 




Grundsicherung für Arbeitsuchende übergeleitet werden würden, wurde 
das Verfahren für die Finanzausstattung der Träger im Jahre 2005 imple-
mentiert und mit leichter Modifikation 2006 auf Basis der aus dem SGB II 
verfügbaren BA-Statistiken fortgeführt.  
Im Frühjahr 2006 erhielt das IAB vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales den Auftrag zu prüfen, „ob und ggf. in welchem Umfang Kriterien, 
die den Erfolg der Träger bei der Verminderung oder Beseitigung der Hil-
febedürftigkeit von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen wiedergeben, bei der 
Verteilung der Mittel berücksichtigt werden sollten, um einen Anreiz für 
effiziente Eingliederungsbemühungen zu setzen“6. 
Die Möglichkeiten zur Weiterentwicklung des Verteilungsverfahrens sowie 
die dafür erforderlichen inhaltlichen und datentechnischen Voraussetzun-
gen werden in diesem Beitrag zur Diskussion gestellt. 
In Abschnitt 3 dieses Aufsatzes wird das gegenwärtige Verfahren zur Ver-
teilung der SGB II- Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik und die Problem-
druckgewichtung vorgestellt. In Abschnitt 4 werden Möglichkeiten und 
Probleme für eine Weiterentwicklung des Indikators zur Berücksichtigung 
von Erfolgs- oder Effizienzkriterien als finanzieller Leistungsanreiz für die 
Träger diskutiert. Zu erwarten sind Kollinearitätsprobleme zwischen der 
bisher verwendeten Grundsicherungsquote als Problemdruckindikator und 
möglichen Erfolgs- und Effizienzindikatoren. In Abschnitt 5 wird daher eine 
Erweiterung der Verteilungsformel um einen relativen Erfolgs- oder Effi-
zienzindikator vorgeschlagen und entwickelt. Abschnitt 6 diskutiert prakti-
sche Probleme, die bei einer Umsetzung eines erweiterten Verteilungsver-
fahrens bei Berücksichtigung von Erfolgs- oder Effizienzkriterien zu beach-
ten sind und mündet in Empfehlungen für die Fortentwicklung. 
2 Mittelindikator mit Problemdruck-Gewichtung 
Nach § 46(2) SGB II sind die Mittel für Eingliederungsleistungen des Bun-
des unter Berücksichtigung der Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
                                                
6  Schreiben vom 14.03.2006 des Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 




auf die Träger der Grundsicherung zu verteilen7. Der Bund hat einen Er-
messensspielraum in der Festlegung der Verteilungsmaßstäbe: 
„Der Bund kann festlegen, nach welchen Maßstäben die Mittel nach Absatz 1 Satz 4 auf 
die Agenturen für Arbeit zu verteilen sind. Bei der Zuweisung wird die Zahl der erwerbs-
fähigen Bezieher von Leistungen zur Grundsicherung zugrunde gelegt. Das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Arbeit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates ergänzende ande-
re Maßstäbe für die Verteilung der Mittel für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit fest-
legen.“ 
Der Verteilungsindikator, der für die Budgetzuteilung der Eingliederungs-
mittel für die Haushaltsjahre 2005 und 2006 verwendet wurde, berück-
sichtigt: 
1. die Budgetrestriktionen, die sich aus den vom Bund zur Verfügung ge-
stellten Finanzmitteln ergeben; 
2. eine Problemdruck-Gewichtung mit der Grundsicherungsquote, durch 
die der Durchschnittsbetrag, der rechnerisch pro Kopf und Jahr für Ein-
gliederungsleistungen zur Verfügung steht, in Abhängigkeit von der re-
gionalen Arbeitsmarktsituation gespreizt wird. Kreise mit über dem 
Bundesdurchschnitt liegender Grundsicherungsquote erhalten mehr, 
Kreise mit unterdurchschnittlicher Grundsicherungsquote weniger Mittel 
pro Kopf; 
3. die absolute Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, mit der die regi-
onal ermittelten Pro-Kopf-Beträge multipliziert werden. 
Die Formel für den Verteilungsindikator enthält einen politisch festzule-
genden Spreizungsparameter, mit dem der Grad der Spreizung der Mittel 
pro Kopf, also der Abstand zwischen dem Kreis mit höchster und niedrigs-
ter Grundsicherungsquote festgelegt wird. 
Für 2006 wurden die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach der BA-
Statistik für Oktober 2005 und die Grundsicherungsquote (Quotient aus 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und der Bezugsgröße der Arbeitslosen-
quote (zivile Erwerbspersonen)) verwendet. 
                                                
7  Die Verteilung der Verwaltungskosten wird proportional nach der Zahl der Bedarfsge-
meinschaften vorgenommen. 




2.1 Formel des Verteilungsverfahrens mit Problemdruckindikator 
Die Verteilung der Eingliederungsmittel unterliegt einer Budgetrestriktion, 
die durch die in der Haushaltsaufstellung des Bundes veranschlagte Sum-
me gesetzt wird8. 
M bezeichnet die zu verteilenden Eingliederungsmittel. 




Den Ausgangspunkt für die Mittelverteilung bilden zunächst die erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen (EHB) in den Kreisen. Sie sind die Zielgruppe (Z), 
für die die Eingliederungsmittel bereit gestellt werden. 




Bei einer Verteilung der Eingliederungsmittel ohne Problemdruckgewich-
tung erfolgt die Regionalisierung proportional zu den Anteilen der Ziel-
gruppe in den Kreisen. Auf Kreis k entfällt daher 
MZ
ZM kpk *= des Budgets, so dass die Eingliederungsmittel pro Kopf (m, 
mk) in allen Kreisen gleich hoch sind. Der hochgestellte Index p bezeichnet 








k ===  
Eine proportionale Verteilung berücksichtigt die unterschiedliche Größe der 
Zielgruppe, nicht jedoch die regionale Arbeitsmarktlage in den Kreisen. 
Zur Unterstützung der kompensatorischen Funktion der Arbeitsmarktpoli-
tik ist daher eine relative Besserstellung von Kreisen mit schlechter Ar-
                                                
8  Kapitel 1112 Titel 685 11 des Bundeshaushalt 2006 für Eingliederungsleistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende. Der Titel enthält 6,47 Mrd. € von denen den Trä-
gern 5,6 Mrd. € nach dem Verteilungsverfahren zur Verfügung gestellt wurden. 




beitsmarktlage angezeigt und politisch gewollt, um eine Konzentration von 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in diesen Kreisen zu erreichen. Eine 
entsprechende Lenkung der arbeitsmarktpolitischen Mittel findet ebenfalls 
im Rechtskreis des SGB III statt9. Das Grundprinzip wurde für das SGB II 
übernommen, auch um Verwerfungen bei der Arbeitsmarktreform 2005 zu 
vermeiden und Kontinuität in der regionalen Arbeitsmarktpolitik zu ge-
währleisten.  
Der regionale Problemdruck wird durch die Grundsicherungsquote gemes-
sen10. Die Grundsicherungsquote wird in Analogie zur Arbeitslosenquote 
als Quotient aus der Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und den zi-




: ==γ  
γ ist die durchschnittliche Grundsicherungsquote im Bundesgebiet, γ k  
die Grundsicherungsquote im Kreis k. Mit γγ k−  wird die regionale Ab-
weichung des Problemdrucks vom Bundesdurchschnitt gemessen. 
Mit der regionalen Abweichung γγ k−  des Problemdrucks wird nun das 
„Größengewicht“ der Kreise aus der Proportionalverteilung modifiziert und 




⎛ −−= )(*1 γγ kk fg  für k = alle Kreise 
                                                
9  Zum Verteilungsverfahren im SGB III vgl. Blien und Hirschenauer (2005) und Blien 
(2002). 
10  Im Verteilungsverfahren für 2005 wurde auf Basis von Schätzungen eine ALG2-Quote 
verwendet. 
11  Die zivilen Erwerbspersonen bilden den Nenner der Arbeitslosenquote (Bezugsgröße). 
Sie sind die Summe aus Erwerbstätigen und registrierten Arbeitslosen. 
12  Die lineare Funktion g kann durch andere geeignete monoton steigende Funktionen 
ersetzt werden, um die Spreizung der Mittel pro Kopf auf einen bestimmten Wertebe-
reich zu beschränken, vgl. Rudolph (2006) 




Der Faktor f ist dabei ein politisch zu setzender Parameter, mit dem der 
Einfluss des Problemdrucks im Verteilungsverfahren festgelegt wird. Er 
bestimmt, in welchem Umfang die Problemdruckgewichtung zu Abwei-
chungen von der Proportionalverteilung führt.  










∑ ∗=  für k = alle Kreise 
Durch die Multiplikation des Größengewichts mit dem Problemdruck-
Gewicht gk wird der auf Kreis k entfallende Anteil der Eingliederungsmittel 
modifiziert. Damit die Summe der neuen Gewichte wieder 1 ergibt und die 
Budgetbedingung ∑=
k
kMM  erfüllt bleibt, muss mit der Summe der 
modifizierten Gewichte ( )∑ ∗
k
kk gZ  normiert werden. 






 der Anteil, den Kreis ki an den Mitteln M erhält. Die 
Summe der Gewichte über alle ki ergibt 1. 
Zur Umsetzung der Formel bei der Berechnung der Gewichte ist der Nen-
ner N zur Normierung der Gewichte rechnerisch zu bestimmen. 
( )∑=
k
kk gZN *  ∑ ⎟⎠⎞⎜⎝⎛ ⎥⎦⎤⎢⎣⎡ −−= k kk fZ γγ(*1*  
Wenn Zk und γ k  gegeben13 sind und f gewählt ist, ist N eine feste nume-
rische Größe. Bei gegebenem Gesamtbudget M  sind die Budgets M k  
für die Kreise eindeutig bestimmt. 
                                                
13  Die Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und die Grundsicherungsquote werden 
auf Basis der BA-Statistik ermittelt. 




2.2 Eigenschaften der Verteilungsformel 
Anders als eine Proportionalverteilung hängt die problemdruckgewichtete 
Mittelverteilung von der gewählten regionalen Gliederung ab. Die Aggre-
gation einer Verteilung auf Kreisebene zu Bundesländern führt zu anderen 
Ergebnissen als eine direkte Verteilung auf Ebene der Bundesländer. Ursa-
che ist die Streuung der Grundsicherungsquote in unterschiedlich großen 
Einheiten.  
Der Faktor f ist ein zunächst frei wählbarer Wert14, mit dem gesteuert 
werden kann, wie stark die Verteilung von der Proportionalverteilung ab-
weichen soll. Die Größe für f erfordert eine politische Setzung; sie ist nicht 
nach mathematischen Kriterien bestimmbar. Jedoch kann eine politisch 
vertretbare Wahl des Faktors f heuristisch aus der wünschenswerten 
Streuung der Mittel pro Kopf zwischen den Kreisen mit höchstem und 
niedrigstem Problemdruck abgeleitet werden, die für die Kompensation 
unterschiedlicher Arbeitsmarktlagen für erforderlich gehalten wird (vgl. 
3.3 und Abb.1). Für f = 0 entspricht die Formel einer Proportionalvertei-
lung. 
2.3 Mittel pro Kopf 
Für die Beurteilung, wie die Problemdruckgewichtung und insbesondere 
die Wahl von f  sich auswirkt, ist eine Betrachtung der durchschnittlich 
pro Kopf zur Verfügung gestellten Finanzmittel für die aktive Arbeits-
marktpolitik anschaulicher. Im Bundesdurchschnitt werden  
Z
Mm =  Euro pro erwerbsfähigem Hilfebedürftigen bereitgestellt. 















*∑ ∗==  
                                                
14  Sinnvoll sind Werte f ≥ 0. 
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Bei gegebener Parameterkonstellation ist die Mittelzuteilung pro Kopf in 
den Kreisen eine lineare Funktion von γ k .  
Die Wirkung des Steuerungsfaktors zeigt Abbildung 1. Die Darstellung in 
Abbildung 1 beruht auf den für die Verteilung der Mittel für 2006 verwen-
deten Daten für erwerbsfähige Hilfebedürftige und Grundsicherungsquote 
vom Herbst 2005 und den nach der Feststellung des Bundeshaushalts 
freigegebenen Mitteln in Höhe von 5,6 Mrd. Euro. Im Verteilungsverfahren 
des Bundes wurde f = 2,11 zugrunde gelegt15.  
                                                
15  Die Eingliederungsmittel-Verordnung 2006 beschreibt den Algorithmus verkürzt. Der 
unnormierte Zu- oder Abschlag wird auf ein Viertel der relativen Abweichung der regi-
onalen zur bundesdurchschnittlichen Grundsicherungsquote festgesetzt. f ergibt sich 
durch Umformung aus: )(*25,0)(*25,0 γγγ γγγγ −=− kk mit γ = 0,118 aus   
f = 2,11 ≈ 0,25 / 0,118.  




Abbildung 1:  Problemdruck gewichtete Verteilung 
Problemdruck gewichtete Verteilung
































Die lineare Spreizung führt bei großem f zu einer relativ starken Differen-
zierung in der Mittelausstattung zwischen Kreisen mit sehr hoher und sehr 
niedriger Grundsicherungsquote. Möglicherweise ist es sinnvoll die Sprei-
zung der Mittel pro Kopf zwischen einem Höchst- und Mindestbetrag zu 
begrenzen. Dies kann durch Ersetzen der linearen Funktion in der Gewich-
tung durch eine geeignete andere monoton wachsende Funktion erreicht 
werden. 
2.4 Maß für Umverteilung 
Abbildung 1 zeigt, in welchem Umfang die Wahl von f zu einer Umvertei-
lung der durchschnittlich verfügbaren Eingliederungsmittel pro Kopf zwi-
schen Kreisen mit über- und unterdurchschnittlicher Grundsicherungsquo-
te führt. 
Die Umverteilungswirkung gegenüber der Proportionalverteilung wird ge-
messen, in dem die Absolutwerte der regionalen Differenzen zwischen der 
jeweiligen gewichteten Verteilung (Anteil rkg ) und den Anteilen der Pro-
portionalverteilung (Referenzanteil rk ) aufsummiert werden und durch 2 
dividiert werden. Die Division durch 2 erfolgt, weil die Effekte aus den ne-
gativen und positiven Differenzen zunächst zweimal gezählt werden. 




k rr|21υ  




Die Verteilungswirkung ν ist eine Zahl zwischen 0 und 1 bzw. zwischen 0% 
und 100%, die angibt, welcher Anteil der zu verteilenden Haushaltmittel 
gegenüber der Proportionalverteilung zwischen den Regionen umverteilt 
werden müssen, um die problemdruckgewichtete Verteilung zu erhalten. 
In der Regel ist die Umverteilung gemessen für kleine Regionen wie Kreise 
und Arbeitsagenturbezirke größer als für Bundesländer, da bereits inner-
halb der Länder ein Ausgleich stattfindet. 
Tabelle 1: Verteilungswirkung ν in Abhängigkeit vom Parameter f 
Verteilungsebene 
ν 
f = 1 f = 2,11 f = 3 
West / Ost  2,1 % 4,2 % 5,8 % 
Bundesländer 2,2 % 4,4 % 6,1 % 
Kreise 2,7 % 5,5 % 7,5 % 
 
Bei der gegebenen Arbeitsmarktlage, bei der die Grundsicherungsquote 
für Ostdeutschland etwa doppelt so hoch war wie in Westdeutschland, 
führt die Problemdruckgewichtung überwiegend zu einer Umverteilung 
zwischen den Bundesländern im Westen zu denen im Osten (vgl. Tab.1). 
3 Berücksichtigung von Erfolg und Effizienz 
Der Problemdruck gewichtete Verteilungsindikator ist Ergebnis von Über-
legungen, den Finanzbedarf der Träger in Abhängigkeit von der Zahl der 
zu integrierenden Hilfebedürftigen und der lokalen Arbeitsmarktsituation 
„objektiv“ im Sinne von nachvollziehbaren Kriterien abzubilden. Der Fi-
nanzbedarf pro Kopf wird mit steigendem Problemdruck als höher unter-
stellt. Die Gewichtung intendiert also eine Kompensation für a priori un-
terstellte geringere/höhere Wirksamkeit der bundesdurchschnittlichen Pro-
Kopf-Beträge. Vor diesem Hintergrund wird durch die Problemdruckge-
wichtung eine Umverteilung von Eingliederungsmitteln nach politischen 
Kriterien vorgenommen. Darin spiegeln sich Erfahrungen der Vergangen-
heit, dass Eingliederungserfolge bei schwieriger Arbeitsmarktlage mit hö-
heren Investitionen in Förderung verbunden sind, wie die Arbeitsmarktbi-
lanzen zum SGB III belegen16. Demnach sind bei hoher Arbeitslosenquote/ 
Grundsicherungsquote c.p. weniger Eingliederungserfolge bei gleichem 
Mitteleinsatz zu erreichen als bei niedriger.  
                                                
16  Vgl. Hirschenauer, Franziska (2003) 




Bemühungen zur Weiterentwicklung des Verteilungsmechanismus werden 
geleitet von Überlegungen, neben Bedarfs- auch Erfolgs- oder Effizienzkri-
terien bei der Verteilung zu berücksichtigen. Dadurch sollen Anreize für 
die Träger zu einem wirtschaftlichen Einsatz der Mittel gesetzt werden.  
Die Ausweitung des Verteilungsverfahrens von einer Bedarfsorientierung 
auf eine zusätzliche Erfolgs- oder Effizienzbewertung erfordert daher eine 
Klärung des Zusammenhangs von Erfolg und Effizienz mit dem Problem-
druck-Indikator, also der Grundsicherungsquote. Die Prämisse des be-
darfsorientierten Verteilungsverfahrens ist, dass bei hohem Problemdruck 
„Erfolge“ seltener oder teuerer sind. Wenn sie nur durch finanziellen 
Mehraufwand erreicht werden können, sind sie vergleichsweise weniger 
„effizient“. Der Versuch, beide Ansätze zu kombinieren, führt dann im Ex-
tremfall zu einer gegenseitigen Neutralisierung. 
Unter der Prämisse, das Erfolg und Effizienz im Wesentlichen Funktionen 
des Arbeitsmarktes sein könnten, müssten im Extremfall die Finanzmittel 
auf Träger mit günstiger Arbeitsmarktlage konzentriert werden. Kreise mit 
schlechtem Arbeitsmarkt würden „bestraft“ für ihre ohnehin geringeren 
Handlungsspielräume. Abgesehen von Akzeptanzproblemen bei Kommu-
nen und Bundesländern mit schlechterer Arbeitsmarktlage würde eine  
überwiegend erfolgs- und effizienz-orientierte Verteilung einer kompensa-
torisch angelegten Arbeitsmarktpolitik widersprechen und könnte in Wi-
derspruch zum grundgesetzlichen Auftrag zur Herstellung gleichwertiger 
Lebensbedingungen stehen. 
Methodisch geht es darum, einen Rückgang des Bedarfs aufgrund einer 
Verbesserung der regionalen Arbeitsmarktlage, der eine Verringerung der 
Finanzausstattung zur Folge hätte, von einer Verbesserung zu unterschei-
den, die auf erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik und effizientes Handeln zu-
rückzuführen ist und deshalb nicht mit finanziellen Kürzungen bestraft 
werden sollte. 
Aus diesen Überlegungen ergibt sich, dass Erfolgs- und Effizienzkriterien 
in einem Umfang aufgenommen werden sollten, der Anreize setzt, aber 
eine (evtl. modifizierte) bedarfsorientierte Verteilung nicht aushebelt. 




Vor Konstruktion eines geeigneten Indikators mit Erfolgs- oder Effizienz-
gewichtung sind daher folgende Fragen zu klären: 
1. Wie können Erfolg und Effizienz in Bezug auf den Einsatz der Mittel für 
aktive Arbeitsmarktpolitik unter den Zielsetzungen des SGB II gemes-
sen werden? Die Statistiken zum SGB II befinden sich noch immer im 
Aufbau oder sind im Bereich der optierenden Kommunen unvollstän-
dig17. Entsprechend sind auch die daraus abgeleiteten Controlling-
Indikatoren regional unvollständig. 
2. Ist der unterstellte Zusammenhang bei der Problemdruckgewichtung 
richtig: Ist nachweisbar, dass z.B. Kosten pro Integration mit steigen-
dem Problemdruck größer werden? Dazu sind exemplarisch vorliegende 
Controlling-Indikatoren auszuwerten. 
3. Falls die Kosten pro Integration nicht wesentlich vom regionalen Prob-
lemdruck abhängen, regional aber stark abweichende Kostensätze fest-
gestellt werden: Ist das wirklich Ausdruck von Effizienz? Oder gibt es 
erklärende Einflussfaktoren, die in der Aggregation nicht zum Ausdruck 
kommen? Gibt es Unterschiede in den geförderten Zielgruppen, die zu 
unterschiedlichem Instrumenten-Mix und damit zu unterschiedlichen 
Kostenstrukturen führen? Sofern diese Dimensionen nicht berücksich-
tigt werden, besteht die Gefahr von Fehlanreizen in der Art, dass be-
stimmte Zielgruppen nicht in Integrationsbemühungen einbezogen 
werden oder sinnvolle Maßnahmen aus Kostengründen unterbleiben. 
3.1 Messung von Erfolg und Effizienz 
Seit Anfang 2006 stellt die Bundesagentur für Arbeit Controlling-Indikato-
ren zur Erprobung zur Verfügung, die in einem mit dem Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales vereinbarten Projekt definiert und auf Basis 
von Bewerber- und Leistungsdaten aus dem Rechtskreis SGB II program-
miert wurden. Qualität und regionale Verfügbarkeit sind noch einge-
schränkt. Ihre Eignung für Steuerungszwecke wird erprobt18. Insbesonde-
re gelingt es noch nicht vollständig, die Indikatoren für alle Träger zu 
                                                
17  Daten aus optierenden Kommunen sind über eine standardisierte Schnittstelle (X-
Sozial) an die BA zu übermitteln und müssen in die Daten aus BA-Systemen integriert 
werden. Bei den Lieferungen existieren weiterhin Vollständigikeits- und Qualitätsprob-
leme. 
18  Bundesagentur für Arbeit: SGB II – Controlling-Bericht. März 2006. Kennzahlenüber-
sicht Bund. 




erstellen. Ziel ist jedoch, Standards für die Messung von Eingliederungs-
fortschritten, Erfolg und Effizienz zu setzen (vgl. Abb. 2). 
Abbildung 2: Controlling-Indikatoren 
 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit: SGB II – Controlling-Bericht. März 2006. Kennzahlenübersicht Bund 
 
Die Vielzahl der Indikatoren deutet bereits daraufhin, dass Erfolg und Effi-
zienz an unterschiedlichen Zielen ausgerichtet und mit mehreren Indikato-
ren gemessen werden können. Welche Aspekte der Ziele im Vordergrund 
stehen und was auf dem Weg der Zielerreichung als Erfolgs- und Effi-
zienzkriterium anzusehen ist, bedarf einer politischen Festlegung, wenn 
damit Anreize ausgelöst und Budgets verteilt werden sollen. 
Die bisher verfügbaren bzw. definierten Indikatoren eignen sich jedoch 
nicht zur Mittelverteilung: Erstens ist bisher nicht erkennbar, wie weit Un-
terschiede der Indikatoren zwischen Trägern oder im Zeitablauf durch 
Struktureffekte oder exogene Arbeitsmarkteffekte beeinflusst werden. 
Zweitens weisen die Indikatoren keinen oder nur einen sehr vermittelten 
Zusammenhang zum Gesamtaufwand aus19.  
                                                
19 In die Kosten je Integration gehen nur die für die integrierten Hilfebedürftigen aufge-
wendeten Kosten ein, nicht aber die Kosten für bisher vergebliche Integrationsversu-
che. Die Kosten werden tw. seit Einführung des SGB II, tw. bereits aus früherem 
“Kundenkontakt“ im SGB III kumuliert. 




Beispielsweise versuchen die Indikatoren des fünften Blocks Erfolg und 
Kosten in Relation zu setzen. Sie sind daher am ehesten auf Effizienzmes-
sung ausgerichtet. Es werden die Indikatoren 
• Kosten je Integration und 
• Kosten je Abgang aus Hilfebedürftigkeit angeboten. 
Sie existieren in Varianten, bei denen  
a) Kosten für Eingliederungsmaßnahmen seit Beginn der Arbeitslosigkeit 
(„Kundenkontakt“)  
b) Kosten für Eingliederungsmaßnahmen seit 1.1.2005 bis zum Abgang 
kumuliert werden20.  
Beide Indikatoren messen nicht die erfolgreiche Verwendung des Einglie-
derungsbudgets eines Haushalts-/Kalenderjahres und sind daher nicht für 
das Verteilungsverfahren geeignet. Die für diese Indikatoren verwendeten 
Grunddaten sind daher geeignet zu modifizieren, wie es in Abschnitt 4.2.2 
vorgeführt wird.  
3.2 Problemdruck und Erfolg / Effizienz 
3.2.1 Erfolg und Problemdruck 
Der vermutete Zusammenhang zwischen Erfolg und Problemdruck wird 
beispielhaft an den Analysen der SGB III – Eingliederungsbilanzen 2002 
gezeigt. Die Analysen haben in der Vergangenheit gezeigt, dass die Ein-
gliederungsquoten der arbeitsmarktpolitischen Instrumente in erster Linie 
von der Unterbeschäftigungsquote, also einem Problemdruckindikator, ab-
hängen (vgl. Abb. 3). „Regressionsanalysen bestätigen, dass die regiona-
len Eingliederungsergebnisse beider Instrumente (FbW und ABM) primär 
                                                
20 Die Kennziffer misst die Kosten, die je Abgang von Kunden aus Hilfebedürftigkeit ent-
stehen, d.h. Maßnahmekosten, die während der Hilfebedürftigkeit bis zum Abgang 
aufgelaufen sind. (...) Diese Monatswerte sind aufgelaufene (kumulierte) Kosten, d.h. 
die Kosten der aktiven Leistungen, die durchschnittlich pro im jeweiligen Monat aus 
Hilfebedürftigkeit abgegangenen Kunden aufgewendet wurden seit ihrem individuellen 
Eintritt in den Kundenkontakt. Davon unterscheidet sich die Größe, die in der letzten 
Zeile in der Tabelle ausgewiesen wird: In diese Zahl gehen lediglich die Kosten ein, die 
seit dem 01.01.2005 angefallen sind. Mit dieser zusätzlichen Information wird berück-
sichtigt, dass aktive Leistungen, die dem Kunden vor der Etablierung der ARGEn/GT 
gewährt wurden nicht durch die ARGE/GT steuerbar sind. Aus: Bundesagentur für Ar-
beit: SGB II – Controlling-Bericht. März 2006, S. 57. 




von der regionalen Arbeitsmarktlage und außerdem von der regionalen 
Teilnehmerstruktur abhängen: je höher die Unterbeschäftigungsquote und 
der Anteil der besonders förderungsbedürftigen Personengruppen, desto 
niedriger die regionale Eingliederungsquote. Verbleibende Unterschiede in 
den regionalen Eingliederungsergebnisse deuten auf weitere Einflussfakto-
ren hin, denen in künftigen Untersuchungen nachzugehen sein wird.“21 
„In West- wie in Ostdeutschland erklärt die regionale Unterbeschäfti-
gungsquote fast 60 % der Varianz, die bei der FbW-Eingliederungsquote 
feststellbar ist. Nimmt man den Teilnehmeranteil der besonders förde-
rungsbedürftigen Personengruppen zusätzlich in die Analyse hinein, dann 
steigt das Bestimmtheitsmaß in Westdeutschland auf fast 6 %, in Ost-
deutschland auf gut 73 %.“ (ebenda, S. 5). 
Ähnliche Ergebnisse, jedoch mit niedrigerer Erklärungskraft ergaben sich 
für ABM. Besonders beachtet werden sollte, dass der Zielgruppenanteil 
auch die Erfolgsquote beeinflusst, jedoch nachrangig gegenüber der Un-
terbeschäftigung ist. D.h. dass der gemessenen Erfolg sehr stark exogen 
vom Arbeitsmarkt abhängt und die intern von den Agenturen gestaltbaren 
Spielräume eng sind. 
Bei der Interpretation von Abbildung 3 ist auch zu berücksichtigen, dass 
die regionale Mittelverteilung für aktive Arbeitsmarktpolitik im SGB III be-
reits unter Berücksichtigung „regionalen Problemdrucks“, nämlich in Ab-
hängigkeit von Arbeitslosenquote und Anteil der Langzeitarbeitslosigkeit 
stattfand und die neuen Bundesländer überproportional ausgestattet wur-
den (vgl. Blien (1998) und Blien (2002)). 
                                                
21  F. Hirschenauer (2003): Eingliederungsquoten sprechen eine deutliche Sprache. IAB-
Kurzbericht Nr. 17/2003. Der Eingliederungserfolg wurde in der Analyse gemessen als 
Anteil der Maßnahmeteilnehmer, die 6 Monate nach Abschluss in einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung standen. 




Abbildung 3: Eingliederungsquoten 2002 und Unterbeschäftigungsquote 


























Quelle:  Eigene Berechnungen zur Eingliederungsbilanz SGB III 2002. vgl. auch F. Hirschenauer 
(2003): IAB-Kurzbericht Nr. 17/2003. 
 
3.2.2 Effizienz-Indikator und Grundsicherungsquote 
Zur Demonstration eines vermuteten Zusammenhangs zwischen Effizienz 
und regionalem Problemdruck wird mit vorläufigen Daten aus dem BA-
Controlling-Projekt ein Indikator konstruiert. 
„Integrationen“ als Erfolgsmaßstab sind eine wesentliche Zieldimension 
des SGB II. Die absolute Anzahl von Integrationen ist jedoch zwischen den 
Kreisen nicht vergleichbar, da sie u.a. von der Größe des Kreises und der 
Arbeitsmarktentwicklung abhängen. Als „Effizienz-Indikator“ wird das Ver-
hältnis von benötigtem Aufwand zum erzieltem Ergebnis, also Kosten je 
Integration definiert22 23. 
                                                
22  Anders als bei dem Controlling-Indikator werden die gesamten verausgabten Einglie-
derungsmittel eines Kalenderjahres durch die Integrationen dividiert. Im Controlling-
Indikator werden die den integrierten Personen zugeordneten Kosten seit Beginn der 
Arbeitslosigkeit herangezogen. In der hier gewählten Definition gehen auch die Ausga-
ben, die (zunächst) nicht zu einem Abgang oder einer Integration geführt haben, in 
den Indikator ein, das verausgabte Budget wird in Bezug auf effiziente Verwendung 
berücksichtigt. 
23  Die Controlling-Daten sind bisher noch lückenhaft (fehlende Kreise, fehlende Monats-
werte, nur teilweise Erfassung der Ausgaben aus dem Eingliederungsbudget, Unklar-
heit über die regionale Handhabung der Deckungsfähigkeit von Verwaltungs- und Ein-
gliederungskosten-Budget). Es gelten die Qualitäts- und Vollständigkeitsvorbehalte 
des Controlling-Berichts. Der Indikator dient daher nur zu Demonstrationszwecken. 





e = verausgabte Eingliederungsmittel im Kalenderjahr pro Integration im 
Kalenderjahr (je Kreis) 
Abbildung 4 zeigt den Zusammenhang zwischen Grundsicherungsquote als 
Problemdruck-Indikator und dem beispielhaft herangezogenen Effizienz-
Indikator „Kosten pro Integration“ von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
mit den verfügbaren, vorläufigen Daten. Aufgrund der fortbestehenden 
Messprobleme fehlen Indikatorwerte für einen Teil der Kreise, weitere 
Werte könnten sich als fehlerbedingte Ausreißer herausstellen.  
Abbildung 4:  Kosten je Integration 2005 (Test) und Grundsicherungsquote 
Kosten 2005 je Integration
Bund:
















Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Controlling-Indikatoren 2005 
 
Die Regressionsgerade zeigt, dass der Effizienz-Indikator, wie die Einglie-
derungsquote in Abbildung 3, von der Höhe der Grundsicherungsquote 
abhängen könnte. Der angedeutete Zusammenhang zwischen Problem-
druck- und Effizienzindikator fällt im Westen (rosa Punkte) anscheinend 
schwächer aus als im Osten (blaue Punkte). Die Punktewolken für den 
Westen und den Osten sind nahezu getrennt. In einer vertiefenden Analy-
se müsste auch auf mögliche Heteroskedastizität24 geprüft werden, die 
ggf. durch weitere Regressoren kontrolliert werden kann25. 
                                                
24  Mit der Grundsicherungsquote zunehmende Streuung der Residuen. 
25  Z.B. Zielgruppenanteile oder Maßnahmearten. 




Es ist zu vermuten, dass der Indikator damit nicht nur von interner „Effi-
zienz“, sondern vielmehr stark von externen Faktoren des Arbeitsmarkts 
geprägt ist, die zwar den Handlungsrahmen für den Einsatz der Mittel ab-
geben, aber eher marginal von den Trägern beeinflussbar sind. Eine Be-
lohnung für effiziente Bewirtschaftung des Eingliederungstitels sollte aber 
nur für interne Effizienz erfolgen und nicht zu einer „Bestrafung“ aufgrund 
kaum beeinflussbarer externer Faktoren führen.  
Da die zur Verfügung stehenden Eingliederungsmittel pro Kopf nach dem 
bisherigen Verteilungsverfahren eine lineare Funktion des Problemdrucks 
sind, ergibt sich das gleiche Bild, wenn die Grundsicherungsquote in Ab-
bildung 4 durch die pro Kopf zur Verfügung stehenden Mittel ersetzt wer-
den (Abbildung 5). Hier wurde beispielhaft die Mittelverteilung für 2005 im 
Verhältnis zu den Kosten pro Integration 2005 eingesetzt (Markierung der 
Kreise: West rosa, Ost blaue Punkte). 
Abbildung 5:  Kosten je Integration 2005 (Test) und Eingliederungsmittel  
pro Kopf 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der vorläufigen Controlling-Indikatoren 2005 
 
In Abbildung 5 schlägt sich der kompensatorische Ansatz in der bedarfs-
orientierten Mittelverteilung nieder, nach dem bei höherem Problemdruck 
mehr Mittel zur Erreichung von Integrationen zur Verfügung gestellt und 
eingesetzt werden müssen, um vergleichbare Ergebnisse zu erreichen. 




Auch dieses Ergebnis als Demonstration zu verstehen, so lange die Kosten 
pro Integration nicht abschließend validiert sind und Abweichungen zwi-
schen zugeteilten und verausgabten Mitteln nicht berücksichtigt werden. 
Bei Verwendung dieses Indikators ist also, auch bei verbesserter Messqua-
lität durch weitere Validierung der Daten, ein Widerspruch zwischen be-
darfsorientierter Problemdruckgewichtung und einer Effizienzgewichtung 
in der Mittelverteilung zu erwarten. 
Allerdings zeigen die Abbildungen 4 und 5 auch, dass bei gleichem Prob-
lemdruck bzw. bei gleicher Finanzausstattung pro Kopf eine erhebliche 
Spannweite in den Kosten pro Integration besteht. Ob sich darin Effizienz-
unterschiede oder weitere Hetereogenitäten regionaler Einsatzbedingun-
gen zeigen, bleibt zu prüfen26. 
4 Mittelindikator mit Problemdruck und relativer 
Effizienzgewichtung 
Die beispielhaft aufgezeigte Korrelation von Problemdruck- und Effizienz-
indikator ist auch für andere Erfolgs- und Effizienzmessungen zu erwarten. 
Eine gleichberechtigte Aufnahme in das Verteilungsverfahren muss daher 
zu Widersprüchen führen, bei dem sich die Kriterien gegenseitig neutrali-
sieren können. Bei einer Verteilung nach Effizienzkriterien wären die Mittel 
vollständig oder bis zu einer „Sättigungsgrenze“ dorthin zu geben, wo der 
„beste“ Effekt der eingesetzten Mittel realisiert wird. 
Die Mittel wären prioritär bei den Trägern einzusetzen, bei denen der 
Problemdruck niedrig und die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes hoch 
ist. Dies würde die bisherige Umverteilung zur Kompensation von Ar-
beitsmarktnachteilen umdrehen zu einer Investition bei Arbeitsmarktvor-
teilen. Ökonomisch könnte das effizient sein, unter regional- und sozialpo-
litischen Gesichtspunkten und vor der Aufgabe der Herstellung gleichwer-
tiger Lebensbedingungen erscheint eine solche Konzeption zweifelhaft. Für 
die Akzeptanz bei Ländern und Kreisen werden erhebliche Probleme er-
wartet. Die Hilfebedürftigen sind nicht in beliebigem Umfang und ohne 
Kosten regional mobil.  
                                                
26  Abbildung 5 deutet auch auf Heteroskedastitizität der Residuen hin. 




Daraus folgt, dass die Berücksichtigung von Erfolgs- und Effizienzkriterien 
nur unter Kontrolle regionaler Heterogenitäten in den Verteilungsmecha-
nismus eingebaut werden sollte. 
Eine Möglichkeit, die (erwartete) Abhängigkeit der Erfolgs- und Effizienz-
indikatoren von der Grundsicherungsquote zu beseitigen, besteht in einer 
Messung unter Kontrolle der Grundsicherungsquote durch eine Regression. 
Bei gleichem Problemdruck und damit gleichen Mitteln pro Kopf könnte die 
Abweichung von den durch den aus einer Regression ermittelten Erfolgs- 
oder Effizienzabweichungen als Maßstab in Betracht gezogen werden. In 
das Verteilungsverfahren könnten die Residuen der Regression einbezogen 
werden. 
Das hier vorgeschlagene Verfahren entspricht dem bei den Eingliede-
rungsbilanzen nach SGB III für 2002 verwendeten Bewertungsverfahren. 
Gedanklich macht das Verfahren Anleihen beim Golfspiel: Beim Golfspiel 
können gute und schlechte Spieler gegeneinander antreten. Ein schlechter 
Spieler kann einen guten Spieler besiegen, weil das individuelle Handicap, 
die erwartete Schlagzahl, als Maßstab für den Vergleich berücksichtigt 
wird. 
Übertragen auf Erfolgs- und Effizienzindikatoren bedeutet das, jeden Trä-
ger an erwartetem Erfolg oder erwarteter Effizienz bei gegebenem Prob-
lemdruck zu messen. Maßstab für die Verteilung wären relativer Erfolg  
oder relative Effizienz. In die Bewertung für die Mittelverteilung geht nur 
noch die Abweichung von dem Erwartungswert des Indikators bei gegebe-
nem Problemdruck ein, die sich aus der Regressionsgraden (Trendlinie) 
zwischen Grundsicherungsquote und Indikator ergibt. Die für die Mittel-
verteilung relevanten Größen wären die Residuen (Abweichungen) aus be-
obachtetem und erwartetem Indikator. Dieses Verfahren setzt voraus, 
dass in den Abweichungen tatsächlich durch die Gestaltung der lokalen 
Integrationsstrategie beeinflussbare Erfolgs- und Kostenwirkungen abge-
bildet werden. 
4.1 Integration im Verteilungsverfahren 
Für die Berücksichtigung von relativem Erfolg oder relativer Effizienz im 
Verteilungsverfahren, ergeben sich mehrere Möglichkeiten: 
1. Integrierte Mittelverteilung: Die bisherige Formel für die pro Träger zur 
Verfügung zu stellenden Eingliederungsmittel pro Kopf wird erweitert 




um einen Ausdruck für relativen Erfolg oder relative Effizienz. Auch für 
diesen Ausdruck wäre analog zum Problemdruckgewicht ein politisch zu 
setzender Faktor vorzusehen, um den Grad der Auswirkung auf die Mit-
telverteilung festzulegen. Der Faktor sollte so groß sein, dass Effizienz 
erkennbar belohnt wird, aber so klein, dass die Problemdruck-Gewich-
tung im bedarfsorientierten Verteilungsverfahren nicht ausgehebelt 
wird.  
2. Verteilung aus getrennten Budgets: Das Eingliederungsbudget wird 
vorab aufgeteilt in einen größeren Anteil, auf den das bisherige be-
darfsorientierte Problemdruck-Verfahren angewendet wird und einen 
kleineren Anteil, auf den ein relativer Erfolgs- oder Effizienz-Indikator 
angewendet wird. Der Indikator könnte so normiert werden, dass Krei-
se mit schlechtestem relativem Indikator keine Mittel, alle anderen 
kleine oder größere Zusatzmittel pro Kopf erhielten. Eine zweite Mög-
lichkeit besteht in einer Normierung, bei der die Verteilung nur an Trä-
ger mit deutlich positiven Ergebnissen geht. Auf die formale Umsetzung 
wird nicht eingegangen. 
4.2 Lineare Problemdruck- und Effizienzgewichtung 
Eine integrierte Verteilung nach Problemdruck und relativem Erfolg / rela-
tiver Effizienz kann durch Erweiterung der Gewichte gk im Verteilungsindi-
kator um eine zweite Komponente erfolgen: 
Statt ⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛ −−= )(*1 γγ kk fg  wird eingesetzt: 
( ))(*)(*1
21 eEffg kkkk −+−−= γγ , 
wobei ek der gemessene Erfolgs- oder Effizienzindikator im Kreis k ist, 
Ek der aus einer Regression ermittelte erwartete Indikator bei Problem-
druck γ k . 
Ek = a * γ k  + b  mit a und b als Koeffizienten der Regressionsgleichung. 
f1 ≥ 0 und f2 ≥ 0 sind politisch zu wählende Faktoren für die Gewichtung. 
f2 hängt auch von der Dimension ab, in der der Effizienzindikator gemes-
sen wird. 






























kk gZN *  ( )( )1 2* 1 *( ) *( )k k kk
k
f f eZ Eγ γ= − − + −∑   
Die Formel für mk lässt sich als lineare Gleichung in den Variablen γ k  und 
ek auflösen: 
( ) ( )1 2 2 1 2* 1 * * * * * * *k k kM M Mm f f b a f f f eN N Nγ γ= − + + + −  
Da in dem vorgeschlagenen Ansatz f1 ≥ 0,  f2 ≥ 0, γ k ≥ 0 (Grundsicherungsquo-
te) und ek ≥ 0 (Kosten), wächst mk mit steigender Grundsicherungsquote bzw. 
nimmt mit steigenden Kosten ab. 
4.3 Beispiel Integrierte Mittelverteilung 
Am Beispiel der Daten für die Grundsicherungsquote 2005 und dem un-
vollständig aus den Controlling-Daten abgeleiteten Daten zur Berechnung 
des Indikators „Kosten pro Integration 2005“ werden Verteilungswirkun-
gen der integrierten Mittelverteilung demonstriert. Die Parameter zur Er-
mittlung der relativen Effizienz als Indikator beruhen auf der in Abbil-
dung 4 gezeigten Regression. 




Abbildung 6:  Relative Effizienz (Kosten pro Integration 2005)  

























Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Controlling-Indikatoren 2005 
 
Die in Abbildung 6 um die Abhängigkeit von der Grundsicherungsquote 
bereinigten Indikatorwerte werden in der integrierten Verteilung verwen-
det. Punkte über der Nulllinie zeigen „effiziente Träger“. Bestehende Da-
tenlücken zeigen sich an den gehäuften Werten auf der Nulllinie.  
In Abbildung 7 sind die Verteilungsergebnisse bei Proportionalverteilung 
(gelb, waagerechte Linie), nach der für 2006 verwendeten Problemdruck-
Gewichtung (blau, ansteigende Gerade) und mit dem hier diskutierten in-
tegrierten Problemdruck- und Effizienz-Indikator (grün Punktwolke) dar-
gestellt. Die blauen Pfeile markieren den Umfang der gegenüber der Pro-
portionalverteilung mehr bzw. weniger zugeteilten Mittel pro Kopf. Die 
grünen Pfeile kennzeichnen die durch den relativen Effizienzindikator vor-
genommenen Korrekturen gegenüber der Problemdruckgewichtung.  


























Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Controlling-Indikatoren 2005 
 
5 Folgerungen zur Fortentwicklung des  
Verteilungsverfahrens 
Als Ergebnis der vorausgegangenen Überlegungen lässt sich festhalten: 
1. Die formale Weiterentwicklung des Verteilungsindikators zur Berück-
sichtigung von Erfolg oder Effizienz ist problemlos möglich, wie an For-
mel und Beispiel in Abschnitt 5 demonstriert wurde. 
2. Ein fachlich-politisches Problem besteht in der Abstimmung der Balance 
zwischen bedarfs- und erfolgsorientierter Mittelverteilung, das metho-
disch lösbar erscheint, wenn die Steuerung so erfolgt, dass die Be-
darfskomponente durch Wahl der Steuerungsparameter größeres Ge-
wicht erhält als die Erfolgskomponente. 
3. Das Kernproblem besteht in der politischen Entscheidung über ziel-
konforme Erfolgs- oder Effizienzmessung und deren Abbildung in Indi-
katoren, die bei der Mittelverteilung verwendet werden sollen.  
4. Zielkonflikte sind denkbar zwischen zentral gewählten Erfolgs- und Effi-
zienzindikatoren und relativer Autonomie der Träger in der Definition 
von Teilzielen und Umsetzungsstrategien. Dabei ist auch die Kompatibi-
lität zum Zielvereinbarungsprozess abzustimmen. 




5. Gegenwärtig gibt es noch Probleme in der flächendeckenden Verfüg-
barkeit und damit in der Qualität von für die Indikatorbildung geeigne-
ten Daten. 
6. Um Anreize bei der Zielerreichung für die Träger zu setzen, sollten die 
Bewertungs- und damit die Verteilungskriterien vorab bekannt und ak-
zeptiert sein. Auf die Problematik zielkonformer Anreize wird in Ab-
schnitt 6.1 vertieft eingegangen. 
7. Vor einer Einführung eines Erfolgs- oder Effizienz-gesteuerten Vertei-
lungsverfahrens sollten die Punkte 3, 4 und 5 geklärt werden. Struktu-
relle Beziehungen zwischen vorgesehenen Indikatoren und exogenen 
Faktoren ihrer Variation wie Grundsicherungsquote, regionale Zusam-
mensetzung der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und mehr oder weni-
ger starker Ausrichtung der regionalen Eingliederungsstrategien an ar-
beitsmarktnahen oder arbeitsmarktfernen Personen sollten zumindest 
geprüft werden. 
8. Eine Weiterentwicklung des bisherigen bedarfsorientierten Verteilungs-
verfahrens in Bezug auf zeitliche Nähe von ermitteltem Bedarf und Mit-
telverteilung und in Bezug auf die Spreizung der pro Kopf zur Verfü-
gung gestellten Mittel sollte erwogen werden. Bestehende Probleme 
werden in Abschnitt 6.2 diskutiert. 
5.1 Anreizwirkungen bei den Trägern 
Eine Erfolgs- oder Effizienz orientierte Verteilung von Eingliederungsbud-
gets ist ein Mittel, um durch Belohnung guter Eingliederungspolitik in der 
Vergangenheit Anreize für die Zukunft zu setzen und den Wettbewerb zwi-
schen den Trägern zu fördern. 
Eine verteilungsrelevante Bewertung muss an allgemein verbindlichen Zie-
len ausgerichtet sein. Das SGB II gibt als Oberziele „Verringerung der Hil-
febedürftigkeit“ und „Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt“ vor. Be-
reits diese beiden Ziele können zumindest zeitlich in Konflikt treten: z. B. 
Unterstützung von Qualifikation, insbesondere beruflicher Erstausbildung, 
als Voraussetzung für mittelfristig stabile Integration in den Arbeitsmarkt 
und Überwindung der Hilfebedürftigkeit gegenüber kurzfristiger, aber 
möglicherweise instabiler Beschäftigungsaufnahme. Bereits die Operatio-
nalisierung der Ziele im Rahmen des Controlling-Projekts zeigte die 
Schwierigkeiten bei der Abgrenzung von Teilzielen und ihre Umsetzung in 




Indikatoren auf. Gänzlich unklar erscheint bisher zu sein, ob die Indikato-
ren Konflikte zwischen den Teilzielen abbilden oder ob sie hoch korrelie-
ren, d.h. ob gute Werte in einer Dimension mit guten oder schlechten 
Werten in einer anderen Dimension verbunden sind. 
Die Träger haben in der bisherigen Ausgestaltung ihrer Eingliederungs-
strategie einen großen Freiraum in der Priorisierung ihrer Ausrichtung. Mit 
einem zentralen Effizienzkriterium besteht die Gefahr, die Trägerspielräu-
me einzuengen, sie möglicherweise auf reine Kostenentscheidung auszu-
richten und mittelfristig wirkende Qualitätsentscheidungen in der Bewer-
tung auszublenden. Die Möglichkeiten zur Erprobung unterschiedlicher An-
sätze könnten über finanzielle Anreize und Sanktionen zu früh eingeengt 
werden. Als Beispiel für die Problematik sei auf die anhaltende Diskussion 
um den Aussteuerungsbetrag mit Wirkung im SGB III-Bereich hingewie-
sen, bei dem noch unklar ist, ob Betreuungskunden und Nichtleistungs-
empfänger nicht in ungewollter Weise von Integrationsleistungen ausge-
schlossen werden. 
Unklarheit besteht m. E. auch in Bezug auf die Deckungsfähigkeit von 
Verwaltungskosten- und Eingliederungsmittelbudget. Während ein Träger 
Fallmanagement mit eigenem Personal durchführt, vergibt ein anderer 
vergleichbare Leistungen an Dritte. Möglicherweise ist die Verwendung 
von Eingliederungsmitteln für bessere Personalausstattung in der Betreu-
ung und Beratung von Hilfebedürftigen effizienter als z. B. die Verwen-
dung für Trainingsmaßnahmen. Beide Überlegungen werfen noch einmal 
die Frage nach geeigneter Erfolgs- und Kostenabgrenzung auf. 
Für die Steuerung der Aktivitäten im SGB II wurde ein Zielvereinbarungs-
prozess begonnen. Soweit planbar, müssen die vereinbarten Ziele durch 
eine entsprechende Mittelausstattung unterstützt werden. Ohne eine Ab-
stimmung der Mittelverteilung mit dem Zielvereinbarungsprozess besteht 
die Gefahr von neuen Konflikten.  
Anreize aus einem Verteilungsverfahren dürften nur entstehen, wenn die 
Kriterien vorab bekannt sind und Handlungsstrategien am Erhalt der Er-
folgs- oder Effizienz- orientierten Finanzmittel ausgerichtet werden kön-
nen. Dies setzt m. E. einen mindestens einjährigen Vorlauf voraus, in dem 
für die die nächste Verteilungsrunde die modifizierten Kriterien angekün-




digt werden. Zumindest erscheint ein vorsichtiges Aufsetzen eines neuen 
Verteilungsverfahrens erforderlich, bei dem der Prämientopf zunächst 
klein ist und damit wenig Anreiz entfaltet. 
Ein Problem beim bisherigen Datenstand bleibt, wie die Träger behandelt 
werden sollen, für die keine oder keine plausiblen Indikatoren vorliegen. 
Ein Prämiensystem sollte auch Anreize zur Lieferung vergleichbarer Daten 
setzen. Sollten Träger, die bisher nicht in ausreichendem Umfang Daten 
liefern, ihre Effizienz nach den Verteilungskriterien negativ beurteilen, 
könnte ein Anreiz bestehen, Datenlieferungen hinauszuzögern. 
In der Vergangenheit hat es „Interpretationsprobleme“ bei der Erfassung 
und Berechnung wichtiger „Erfolgsindikatoren“ wie den erfassten Vermitt-
lungen gegeben. Möglicherweise gibt es bei der Berechnung von Kompo-
nenten von Effizienzindikatoren ebenfalls Interpretationsspielräume, zumal 
durch die relative Autonomie der Träger (unterschiedliche Erfassungssys-
teme für Leistung und Bewerberangebote) eine einheitliche Erfassung 
noch schwieriger geworden sein dürfte. Vor Implementierung eines ent-
sprechenden Indikators im Verteilungsverfahren sollten solche Interpreta-
tionsspielräume bestmöglich geschlossen werden. Die BA-Projekte zur Da-
tenqualität sind ein erster Ansatz. 
Noch nicht vollständig überblickt werden kann, wie weit ein Effizienzindi-
kator zu kurzfristigen Kostenoptimierungen führt, die mittelfristig kontra-
produktiv sein können. Einerseits wird der Druck auf externe Maßnahme-
träger erhöht, Maßnahmen „billig“ anzubieten. Andererseits entsteht mög-
licherweise ein Druck bei den ARGEn und zugelassenen kommunalen Trä-
gern auch in ihrem Instrumenten-Mix „billigere“ Komponenten zu bevor-
zugen, auch wenn mittelfristig teuere Maßnahmen zu qualitativ oder quan-
titativ besseren Ergebnissen führen sollten. Hier wäre deutlich zu machen, 
dass Investitionen in die Beschäftigungsfähigkeit (Ausgaben im laufenden 
Jahr) sich durch günstigere Indikatoren im Folgejahr lohnen können. 
Auf die Probleme der Steuerung, nicht nur wegen der geteilten Zuständig-
keit in ARGEn und bei getrennter Trägerschaft, sondern auch in Bezug auf 
Zielplanung und Controlling, hat der Ombudsrat in seinem Schlussbericht 
Stellung genommen: „Nur 102 ARGEn haben sich (…) an der Zielplanung 
und dem Controllingprozess beteiligt. Belastbare und aussagefähige Cont-




rollingberichte (…) liegen – mit Ausnahme der Ziele zur Verbesserung der 
Integration von Erwerbstätigkeit gebildet wurden – noch nicht vor.“27  
5.2 Modifikationen am bisherigen Verteilungsverfahren 
Das Verteilungsverfahren für 2006 beruht auf der Zahl der erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen, den Grundsicherungsquoten und einer linearen Sprei-
zung der Mittel pro Kopf. Er wurde auf Daten vom Oktober 2005 für das 
Haushaltsjahr 2006 berechnet. 
Um der Ausrichtung am Finanzbedarf besser Rechnung zu tragen, könnten 
folgende Veränderungen überlegt werden: 
1. Durch die relativ frühzeitige Bereitstellung der Mittel kann es zu Be-
nachteiligungen bei Trägern mit ungünstiger Entwicklung und zu Vor-
teilen bei denen mit günstiger Entwicklung kommen. Durch eine halb-
jährliche oder vierteljährliche Verteilung könnte die Mittelverteilung 
zeitlich näher am Bedarf ausgerichtet werden. Hier sind Bedarfsgerech-
tigkeit und Planungshorizonte für den Mitteleinsatz abzustimmen (z. B. 
Vorlauf für die Ausschreibung von zu vergebenden Maßnahmen, Not-
wendigkeit der Bindung von Mitteln). 
2. Nach gegenwärtigen Beobachtungen gibt es regionale Unterschiede im 
Anteil der arbeitslosen oder an Maßnahmen teilnehmenden Hilfebedürf-
tigen und solchen, die einen Anspruch zur Aufstockung von Erwerbs-
einkommen haben, sowie solchen die nicht für Integrationsleistungen 
in Frage kommen (Kinder noch in schulischer Ausbildung, wg. Betreu-
ungspflichten von der Suche freigestellte Personen). Ggf. könnte eine 
Ausrichtung des Verteilungsverfahrens auf eine enger abgegrenzte 
Gruppe von Hilfebedürftigen oder eine Gewichtung der einzelnen Grup-
pen überlegt werden. Es könnte eine Verteilung erreicht werden, die 
stärken an dem Personenkreis ausgerichtet ist, der tatsächlich in Ein-
gliederungsbemühungen einbezogen ist. Überlegungen sollten auf ver-
gleichenden Regionalanalysen zur Zusammensetzung der Hilfebedürfti-
gen beruhen. Möglicherweise stößt eine Modifikation jedoch an Gren-
zen, die sich aus der gesetzlichen Vorgabe in § 46 (2) SGB II (Vertei-
                                                
27  Ombudsrat Grundsicherung für Arbeitsuchende. Schlussbericht. Berlin, 23.06.2006; 
S. 21. 




lung nach der Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen) oder aus 
Gleichstellungsanforderungen ergeben. 
3. Aus der bisherigen linearen Spreizung der Mittel pro Kopf ergeben sich, 
je nach Wahl des Spreizungsfaktors, starke Unterschiede in den Pro-
Kopf-Beträgen. Durch die Wahl einer anderen Spreizungsfunktion kön-
nen die Unterschiede begrenzt werden. Eine Begrenzung der Spreizung 
könnte bei einem sehr starken Zusammenhang zwischen Grundsiche-
rungsquote bzw. zur Verfügung stehender Pro-Kopf-Mittel und Erfolgs-/ 
Effizienz-Indikator angezeigt sein. 
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